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Rechtsgrundlagen  

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634); zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348), 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 
3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I S. 189), 

Hessische Bauordnung (HBO) i. d. F. vom 28.05.2018 (GVBl. I S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14.10.2025 (GVBl. 2025 Nr. 66). 

 
 
Textliche Festsetzungen 
 

A) Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

 Hinweis: Mit Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplans OR/28 „In der Preul“  
2. Änderung werden für seinen Geltungsbereich die zeichnerischen und textlichen Festset-
zungen des rechtskräftigen Bebauungsplans OR/28 „In der Preul“ 1. Änderung (2021) er-
setzt. 
 

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  
 

1.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 BauNVO) 
 

1.1.1 Die im Allgemeinen Wohngebiet nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen (Gartenbaubetriebe, Tankstellen) sind unzulässig. 
 

1.1.2 Im Plangebiet sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich die Vorha-
benträger im Durchführungsvertrag verpflichten. Änderungen des Durchführungsvertrags  
oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrags sind zulässig. 
 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO und § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 

2.1.1 Der untere Bezugspunkt für die Ermittlung der im Bebauungsplan festgesetzten Höhen bau-
licher Anlagen ist der in der Plankarte angegebene Bezugspunkt (nordöstliche Grundstücks-
ecke Flurstück 455/5) und liegt bei + 171,82 m ü NHN. 
 

2.1.2 Die maximale Gebäudehöhe ist mit + 185,32 m ü NHN als Höchstmaß festgesetzt. 
 

2.1.3 Als maximal zulässige First- bzw. Gebäudehöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis 
zum höchsten Punkt der Dachhaut des obersten Geschosses (bzw. Staffelgeschosses). 
Technische Aufbauten wie Schornsteine, Solaranlagen, Wärmepumpen, Aufzüge, Lüftungs-
anlagen bleiben unberücksichtigt. 
 

2.2 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 4 BauNVO) 
 

 Gemäß Planeintrag als Höchstmaß. 
 

2.3 Grundflächenzahl (§ 19 Abs. 1 BauNVO) 
 

 Die festgesetzte zulässige Grundfläche darf durch die Grundfläche von Garagen und Stell-
plätzen mit ihren Zufahrten, untergeordneten Nebenanlagen und baulichen Anlagen unter-
halb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu 
einer Grundflächenzahl von GRZ = 0,8 (GRZ II i. S. § 19 Abs. 4 BauNVO) überschritten 
werden. 
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2.4 Geschossflächenzahl (§ 20 Abs. 2 ff BauNVO) 
 

 Aufenthaltsräume in anderen als Vollgeschossen einschließlich der zu ihnen gehörenden 
Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände sind nicht auf die Geschossflä-
chenzahl anzurechnen.  
 

3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 4 BauNVO) 
 

 Im WA wird die offene Bauweise festgesetzt. 
 

4 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs.3 BauNVO) 
 

 Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Terrassen und Balkone bis zu einer Tiefe von 
3,00 m überschritten werden, sofern diese nicht in die nach der HBO mindestens vorgese-
hene Tiefe der Abstandsflächen von 2,50 m zur Nachbargrenze hineinreichen. 
 

5 Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 i. V. m. § 12 BauNVO) 
 

 (Tief-) Garagen, Stellplätze und Carports sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen sowie innerhalb der hierzu festgesetzten Flächen (TG, St) zulässig. 
 

6 Nebenanlagen (§ 23 Abs. 5 BauNVO) 
 

6.1 Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen i. S. d. § 14 Abs. 1 
BauNVO nur eingeschränkt zulässig: Zulässig sind Anlagen zur Gartengestaltung und Gar-
tenbewirtschaftung sowie Freiflächengestaltung, z. B. Pergolen, Lauben, Geräteschuppen, 
Pavillons und Kellerersatzräume. Die Größe dieser Anlagen ist auf 15 m³ umbauten Raum 
je Wohneinheit begrenzt. Aufenthaltsräume in den Nebenanlagen sind unzulässig. Die lan-
desrechtlichen Vorschriften sind zu beachten (Abstandsflächen usw.). 
 

6.2 Wertstoffbehälter und technische Anlagen wie Transformatoren o. ä. sind innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen sowie innerhalb der hierzu festgesetzten Flächen (M, T) 
zulässig. 
 

7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

7.1 Innerhalb der Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, hier: Gewässerrandstreifen, sind die 
Arten der Artenliste 7 Gewässerrandstreifen der Artenauswahl F zu verwenden. Pro 3 m² ist 
mindestens eine Pflanzung vorzunehmen. Abgängige Pflanzen sind durch Arten der Arten-
liste 7 zu ersetzen. 
 

7.2 Oberflächenbefestigung: Befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sowie 
private Stellplätze sind mit Ausnahme der Zu- und Abfahrten, soweit wasserwirtschaftliche 
Belange nicht entgegenstehen, wasserdurchlässig auszuführen. 

Als wasserdurchlässige Beläge gelten u. a. wasserdurchlässige Pflastersysteme, Poren-
pflaster, Pflasterbeläge mit einem Fugenanteil von mindestens 20 % und Einfachbefestigun-
gen wie z. B. Schotterrasen und wassergebundene Wegedecken. 
 

7.3 Grundstücksfreifläche: Mindestens 100 % der nicht überbauten und durch Nebenanlagen 
versiegelten Grundstücksfreiflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten, davon 
sind mindestens 25 % mit Baum- und Strauchpflanzungen zu gestalten. Die gem. A 11 an-
zupflanzenden Sträucher können zur Anrechnung gebracht werden. Es gilt: 1 Baum je 100 
m² angefangene Grundstücksfreifläche, 1 frei wachsender Strauch/25 m². Zur Artenauswahl 
vgl. die Artenliste F. 

Die flächige Anlage von Kies-, Steinschüttungen und Schottergärten (> 2 m²) und die Ver-
wendung von Geovlies und Kunststofffolien sowie Kunstrasen sind unzulässig. 
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7.4 Dachbegrünung: Die Gebäudedächer von Flachdächern < 5° Dachneigung sind mit Aus-
nahme von technischen Anlagen fachgerecht extensiv zu begrünen und dauerhaft zu erhal-
ten. 
 

7.5 Reduzierung der Lichtverschmutzung: Für die Außenbeleuchtung sind nur Lichtquellen mit 
geringem Ultraviolett- und Blauanteil und einer Farbtemperatur zwischen 1.800 und max. 
2.700 Kelvin zulässig, die voll abgeschirmt, staubdicht und genau waagerecht montiert sind. 
Eine horizontale oder nach oben gerichtete Abstrahlung ist nicht zulässig (vgl. C 1.4 V 04). 
 

8 Mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) 
 

 Auf der zeichnerisch mit Geh- und Fahrrechten festgesetzten Fläche auf dem Flurstück 
455/4 sind Geh- und Fahrrechte zugunsten des Flurstückes 455/3, Flur 12, Gemarkung 
Ober-Rosbach, sowie zugunsten der Rettungsdienste und der Feuerwehr als Baulast im 
Baulastenverzeichnis einzutragen. 
 

9 Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung und Speicherung von Strom aus erneuerba-
ren Energien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 
 

 Bei der erstmaligen Errichtung von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen sind nutz-
bare Dachflächen zu mindestens 30 % mit Photovoltaikmodulen oder dazu gleichwertigen 
solarthermischen Anlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie zu versehen (Solar-
mindestfläche). Als nutzbare Dachflächen werden nur solche Bereiche des Daches be-
schrieben, die nach bau- und brandschutzrechtlichen Maßgaben für diese Nutzung geeignet 
sind und nicht anderweitig von (haus-) technischen Anlagen, Dachfenstern, Ausstiegen etc. 
belegt sind; solche bereits anderweitig beanspruchte Dachflächen sind in die Solarmindest-
fläche nicht mit einzurechnen. 
 

10 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Um-
welteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 4 BauNVO) 
 

10.1 Maßgebliche Außenlärmpegel 
Bei der Errichtung oder der baulichen Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Auf-
enthaltsräumen sind die Außenbauteile entsprechend den Anforderungen der DIN 4109-
1:2018-01, "Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen", und DIN 4109-
2:2018-01, "Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der 
Anforderungen", auszubilden. Grundlage hierzu sind die maßgeblichen Außenlärmpegel La, 
die unter Berücksichtigung der geplanten Bebauung geschoss- und fassadenweise der 
schalltechnischen Stellungnahme zum Bebauungsplan entnommen werden können (Schall-
technische Stellungnahme Nr. P 26006, GSA Ziegelmeyer GmbH, 65329 Hohenstein, April 
2026).  

Die erforderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile sind im Baugenehmigungsverfah-
ren gemäß DIN 4109-1:2018-01 und DIN 4109-2:2018-01 nachzuweisen.  

Von dieser Festsetzung kann abgewichen werden, wenn zum Zeitpunkt des Baugenehmi-
gungsverfahrens die DIN 4109 in der dann gültigen Fassung ein anderes Verfahren als 
Grundlage für den Schallschutznachweis gegen Außenlärm vorgibt.  
 

10.2 Schalldämmende Lüftungseinrichtungen 
Bei der Errichtung oder der baulichen Änderung von Schlaf- und Kinderzimmern, deren zur 
Belüftung erforderliche Fenster an Fassaden mit Nacht-Beurteilungspegeln von mehr als 45 
dB(A) liegen, sind schalldämmende Lüftungseinrichtungen vorzusehen.  

Unter Berücksichtigung der geplanten Bebauung können die Nacht-Beurteilungspegel ge-
schoss- und fassadenweise der schalltechnischen Stellungnahme zum Bebauungsplan ent-
nommen werden (Schalltechnische Stellungnahme Nr. P 26006, GSA Ziegelmeyer GmbH, 
65329 Hohenstein, April 2026).  
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Auf dezentrale schallgedämmte Lüftungsgeräte für diese Räume kann verzichtet werden, 
wenn das Gebäude mit einer zentralen Lüftungsanlage ausgestattet ist und hierdurch ein 
ausreichender und schallgedämmter Luftaustausch gewährleistet ist. 
 

11 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 
 

 Innerhalb der Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen sind die Arten der Artenliste 5 Heimische Sträucher der Artenaus-
wahl F zu verwenden. Es ist eine dreireihige Hecke anzulegen. Der Pflanzabstand innerhalb 
der einzelnen Reihen beträgt 30 - 60 cm. 
 

  
B) Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  

(Satzung gemäß § 91 Abs. 1 HBO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB) 
 

1 Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 91 Abs. 1 HBO) 
 

1.1 Dachform und Dachneigung 
 

 Zulässig sind Flachdächer mit einer Neigung von 0° bis 5°. Auf A 7.3 wird verwiesen (exten-
sive Dachbegrünung). 
 

1.2 Dacheindeckung und Technische Dachaufbauten  
 

1.2.1 Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie und extensive Dachbegrünungen sind zwin-
gend festgesetzt.  
 

1.2.2 Technische Aufbauten wie Schornsteine, Solaranlagen, Wärmepumpen, Aufzüge bzw. Auf-
zugsüberfahrten, Lüftungsanlagen etc. sind grundsätzlich zulässig.  
 

1.2.3 Technische Aufbauten wie aufgeständerte Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie 
usw. (vgl. B 1.2.2) sind nur zulässig, wenn diese mindestens 1,00 m von der nächstgelege-
nen Gebäudeaußenwand abgerückt werden. 
 

2 Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

2.1 Zulässig sind ausschließlich offene Einfriedungen und einheimische standortgerechte He-
cken- und Strauchpflanzungen, entlang der Nachbargrenzen sind diese auf eine Höhe von 
max. 1,50 m zu begrenzen. Auf die Artenauswahl F und das Hessische Nachbarrechtsge-
setz wird verwiesen. Die Verwendung von Kunststoffmaterialien ist ausgeschlossen. 
 

2.2 Um die Durchlässigkeit für Kleintiere zu gewährleisten, haben Zäune einen Mindestboden-
abstand von 15 cm einzuhalten. 
 

3 Abfall- und Wertstoffbehälter (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

 Stellplätze für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sind entweder in die jeweiligen Ge-
bäude zu integrieren oder durch Abpflanzungen mit Schnitthecken oder Laubsträuchern zu 
begrünen bzw. durch Pergolen, Einhausungen oder Müllbehälterschränke gegen eine allge-
meine Einsicht abzuschirmen. 
 

4 Zahl und Anordnung der Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
 

4.1 Ergänzend zur Stellplatzsatzung der Stadt Rosbach v. d. Höhe wird festgesetzt, dass für die 
geplanten Gebäude 0,5 Stellplätze je Wohneinheit sowie 2 Stellplätze für den Pflegedienst 
nachzuweisen sind.  
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4.2 Die Beschränkung für die Zufahrtsbreiten auf 6,00 m bzw. 7,50 m gemäß § 3 Abs. 2 bzw. 
Abs. 3 der Stellplatzsatzung vom 24.03.2015 wird gemäß dem Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan aufgehoben. 
 

  

C) Hinweise auf Erfordernisse, die sich aus unmittelbar wirkendem Recht 
ergeben: Spezieller Artenschutz (§ 44 BNatSchG) 
 

 Folgende Vorkehrungen werden vorgesehen, um Gefährdungen der nach den hier einschlä-
gigen Regelungen geschützten Tier- und Pflanzenarten zu vermeiden oder zu mindern. Die 
Ermittlung der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG in Kap. 5.1 
und 5.2 erfolgte unter Berücksichtigung folgender Vorkehrungen: 
 

1 Vermeidungsmaßnahmen: 
 

1.1 V 01: Umgang mit besonders geschützten oder gefährdeten Arten  

Zum Schutz potentiell im Geltungsbereich lebender seltener und/oder besonders geschütz-
ter Tierarten (z. B. Erdkröte, Waldeidechse, Blindschleiche) ist durch eine ökologische Bau-
begleitung sicherzustellen, dass das Töten von Individuen vermieden wird. 
 

1.2 V 02: Bauzeitenbeschränkung nach § 39 und § 45 BNatSchG 

Die Baufeldräumung sollte außerhalb der gesetzlichen Brutzeit, also nur zwischen dem 1. 
Oktober und dem 28./29. Februar eines Jahres, stattfinden. Ausnahmen sind mit der Natur-
schutzbehörde im Einzelfall abzustimmen und mit einer ökologischen Baubegleitung abzu-
sichern. 
 

1.3 V 03: Vermeidung von Vogelschlag 

Die Errichtung großflächiger, vollständig transparenter oder spiegelnder Glaskonstruktionen 
mit einer zusammenhängenden Glasfläche von mehr als 20 Quadratmetern ist gemäß § 37 
HeNatG Absatz 2 unzulässig. Des Weiteren sind gemäß § 37 HeNatG Absatz 3 großflächige 
Glasfassaden und spiegelnde Fassaden zu vermeiden und dort, wo sie unvermeidbar sind, 
so zu gestalten, dass Vogelschlag vermieden wird. Transparentes Glas sollte nur Einsatz 
finden, wo Transparenz für den Benutzer auch erforderlich ist. Sofern notwendig sollte die-
ses durch dauerhafte Markierungen oder Muster mit hohem Kontrast in einem ausreichend 
engen Abstand (5 - 10 % Deckungsgrad) über die gesamte Außenseite der Scheibe kennt-
lich gemacht werden. Zulässig sind auch Glasflächenmarkierungen die in der Broschüre 
„Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ der Schweizerischen Vogelschutzwarte Sem-
pach als „hoch wirksam“ bezeichnet werden. 
 

1.4 V 04: Vermeidung von Lichtemissionen 

Im Plangebiet sollten zum Schutz nachtaktiver Tiere zur Außenbeleuchtung moderne LED-
Technologie mit hoher Effizienz und einer bedarfsgerechten Beleuchtungsregelung einge-
setzt werden. Zur Verwendung sollten nur Leuchtdioden mit einer Farbtemperatur zwischen 
1.800 bis maximal 2.700 K (warmweiße Lichtfarbe) und Leuchten in insektenschonender 
Bauweise kommen. Zur Vermeidung ungerichteter Abstrahlung sollten nur vollabgeschirmte 
Leuchten eingesetzt werden. Eine Abstrahlung über den Bestimmungsbereich hinaus sollte 
vermieden werden. 
 

1.5 V 05: Vergrämung von Reptilien 

Zur Vermeidung des Tatbestands nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG werden die im Plange-
biet potentiell lebenden Reptilien vor Baubeginn aus den Baubereichen vergrämt. Vor Be-
ginn der Brutperiode der Vögel wird das gesamte Plangebiet gemäht oder gemulcht und von 
jeglichem Aufwuchs befreit. Der Aufwuchs soll möglichst kurz geschnitten und das Mahdgut 
abgeräumt werden. Alle weiteren im Plangebiet gelagerten Strukturen wie Steine und 
Schnittgut sind vorsichtig aus dem Gebiet zu entfernen, um die Gefährdung von Individuen 
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zu vermeiden. Da die Tiere keine Versteck- und Nahrungsplätze mehr finden, wandern sie, 
sofern sie sich im Gebiet aufgehalten haben, nach Beginn der Aktivitätsperiode ab (Ap-
ril/Mai). 
 

2 Empfohlene Maßnahmen: 
 

 Folgende Maßnahme wird im Sinne des allgemeinen Artenschutzes empfohlen: 
 

 E 01: Regionales Saatgut 

Bei Pflanz- und Saatarbeiten im Plangebiet sollte nur Pflanz- bzw. Saatgut regionaler Her-
kunft verwendet werden. Von der Maßnahme profitieren im Siedlungsbereich vorkommende 
Arten durch ein höheres Nahrungsangebot. 
 

  

D) Wasserrechtliche Festsetzungen (§ 37 Abs. 4 Satz 2 HWG) 
 

1 Verwertung von Niederschlagswasser 
 

1.1 Das auf den nicht dauerhaft begrünten Dachflächen anfallende Niederschlagswasser ist vor 
der gedrosselten Einleitung des Überlaufes in den öffentlichen Kanal über ein getrenntes 
Leitungsnetz in eine Regenwasserbehandlungsanlage einzuleiten. Ein Drosselschacht mit 
maximalem Drosselabfluss von 2,2 l/s sowie ein vorgeschaltetes Absetzbecken sind vorzu-
sehen. Eine hydraulische Berechnung, ggf. mit Anpassung des Hauptentwässerungsnetzes 
ist im Bedarfsfall vorzulegen. Die Regenwasserbehandlungsanlage ist für ein 5-jähriges Re-
genereignis zzgl. 10 % Sicherheit gemäß KOSTRA-DWD 2010R zu bemessen.  
 

1.2 Das Einleiten des auf den versiegelten Flächen anfallenden und gesammelten Nieder-
schlagswassers in den Untergrund (in das Grundwasser) oder in anliegende oberirdische 
Gewässer bedarf gem. § 8 ff. des Wasserhaushaltsgesetzes WHG einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis. Diese ist bei der Fachstelle 4.1.3 Wasser- und Bodenschutz, der Unteren Was-
serbehörde beim Wetteraukreis zu beantragen. 
 

1.3 Für den Nachweis der Unschädlichkeit der Einleitung sind die technischen Regelwerke 
DWA-A 117 (Bemessung von Regenrückhalteräumen), DWA-A 138-1 (Planung, Bau und 
Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) bzw. DIN 1986-100 sowie 
DWA-Merkblatt M 153 (Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser – nur für 
die Ausführungen in Bezug auf die Versickerung von Niederschlagswasser, siehe Korrek-
turhinweis von Dezember 2020) anzuwenden. Die Berechnungen sind mitsamt Freiflächen- 
und Entwässerungsplänen den Antragsunterlagen beizufügen. 
 

  

E) Hinweise und nachrichtliche Übernahmen  

 
1 Stellplatzsatzung 

 
 Auf die Stellplatzsatzung der Stadt Rosbach vor der Höhe wird hingewiesen. Es gilt jeweils 

die zum Zeitpunkt der Bauantragstellung wirksame Fassung.  
 

2 Verwertung von Niederschlagswasser 
 

2.1 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisa-
tion ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem 
weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirt-
schaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG). 
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2.2 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, ver-
wertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenste-
hen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 
 

3 Heilquellenschutzgebiet 
 

 Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb der qualitativen 
Schutzzone I des Oberhessischen Heilquellenschutzbezirkes (Hess. Regierungsblatt Nr. 33 
vom 07.02.1929) sowie in der Qualitativen Schutzzone IV und der quantitativen Schutzzone 
D des festgesetzten Heilquellenschutzgebietes Bad Nauheim, Staatsanzeiger 1984/48 S. 
2352 bzw. Änderung 1988/30 S. 1678. Die entsprechenden Schutzgebietsverordnungen 
sind zu beachten. 
 

4 Bodendenkmäler 
 

 Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler bekannt, so ist dies der hessenArchä-
ologie am Landesamt für Denkmalpflege Hessen oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 
unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche 
nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Ge-
fahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG). 
 

5 Altlasten/Altstandorte, Altablagerungen und Entsorgung 
 

5.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist laut den verfügbaren Aktenlagen ein Altstand-
ort bekannt. 

• 440.023.020-001.019 Altstandort Preulgasse 22b 
Status: Adresse/Lage überprüft (validiert) 

Bei dem Grundstück handelt es sich nach Aktenlage um einen Teil des ehemaligen Bau-/ 
Wertstoffhofes. Gemäß Historischer Recherche vom 22.11.2018 wird (bzw. wurde) auf dem 
Gelände seit dem Jahr 2001 mit Elektronikschrott und anderen Abfällen umgegangen (De-
montage und Lagerung). Bei Bodeneingriffen ist eine gutachterliche Begleitung erforderlich. 
 

5.2 Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische 
Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht 
einer schädlichen Bodenverunreinigung begründen, sind diese umgehend der zuständigen 
Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Darmstadt, Dez. IV/Da 
41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hin-
zuzuziehen. 
 

5.3 Bei Bau-, Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung 
von Bauabfällen“ (Baumerkblatt, Stand 05.03.2025) der Regierungspräsidien in Hessen zu 
beachten (www.rp-darmstadt.hessen.de - Umwelt und Energie – Abfall – Abfallnews - Bau-
merkblatt). 

Besonders bei der Lagerung von Erdaushub wird darauf hingewiesen, dass Boden (Aushub) 
unter das Abfallrecht fallen kann (siehe § 2 Abs. 2 Nr. 11 KrWG) und bei einer Lagerung 
eine Genehmigung nach Nr. 8.12 der 4. BImSchV erforderlich werden kann. 

Die vorherige Zustimmung des Abfallbehörde (RP Darmstadt, Abteilung IV Umwelt Frank-
furt, Dezernat 42.2 – Abfallwirtschaft West) zu dem Beprobungsumfang, der Einstufung so-
wie zu den beabsichtigten Entsorgungsmaßnahmen ist einzuholen, wenn bisher nicht be-
kannte Schadstoffe im Bodenaushub erkennbar werden sollten. 
 

5.4 Für mineralische Ersatzbaustoffe gelten ab dem 01. August 2023 die in der ErsatzbaustoffV 
genannten Grenzwerte- und Orientierungswerte (Materialwerte). 

(www.rp-darmstadt.hessen.de - Umwelt und Energie – Abfall – Abfallnews – Ersatzbau-
stoffe) 
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5.5 Für Ausbau, Trennung und Zwischenlagerung von Bodenmaterial sind grundsätzlich die 
Maßgaben der DIN 19731 zu beachten. Die Umlagerungseignung von Böden richtet sich 
insbesondere nach den Vorgaben des Abschnitts 7.2 der DIN 19731. Es ist auf einen 
schichtweisen Ausbau (und späteren Einbau) von Bodenmaterial zu achten. Oberboden ist 
getrennt von Unterboden auszubauen und zu verwerten, wobei Aushub und Lagerung ge-
sondert nach Humusgehalt, Feinbodenarten und Steingehalt erfolgen soll. 
 

5.6 Auf Flächen, welche nur vorübergehend in Anspruch genommen werden (BE-Fläche), müs-
sen die natürlichen Bodenverhältnisse zeitnah wiederhergestellt werden. Verdichtungen 
müssen aufgelockert, ggf. abgeschobener Oberboden muss lagegerecht wieder eingebaut 
werden.  

Es ist darauf zu achten, dass keinerlei das Trinkwasser gefährdende Stoffe (z. B. Öl, 
Schmier- oder Treibstoffe) direkt oder indirekt in den Boden gelangen können. 
 

6 Vorsorgender Bodenschutz 
 

6.1 VB1: Vermeidung von Bodenschäden  

 Für Ausbau, Trennung und Zwischenlagerung von Bodenmaterial sind grundsätzlich die 
Maßgaben der DIN 19731 zu beachten. Die Umlagerungseignung von Böden richtet sich 
insbesondere nach den Vorgaben des Abschnitts 7.2 der DIN 19731. Es ist auf einen 
schichtweisen Ausbau (und späteren Einbau) von Bodenmaterial zu achten. Oberboden ist 
getrennt von Unterboden auszubauen und zu verwerten, wobei Aushub und Lagerung ge-
sondert nach Humusgehalt, Feinbodenarten und Steingehalt erfolgen soll. 

Um die Verdichtung durch Auflast zu begrenzen, ist die Mietenhöhe des humosen Oberbo-
denmaterials auf höchstens 2 m zu begrenzen (DIN 19731). Die Bodenmieten sind zu profi-
lieren und zu glätten und dürfen nicht verdichtet werden (keine Befahrung der Bodenmiete!). 
 

6.2 VB 2: Abstimmung der Baumaßnahmen auf die Bodenfeuchte 

 Die Umlagerungseignung (Mindestfestigkeit) von Böden richtet sich nach dem Feuchtezu-
stand. Es ist darauf zu achten, dass kein nasses Bodenmaterial umgelagert wird. Böden mit 
weicher bis breiiger Konsistenz – stark feuchte (Wasseraustritt beim Klopfen auf den Bohr-
stock) bis nasse (Boden zerfließt) Böden – dürfen nicht ausgebaut und umgelagert werden 
(siehe DIN 19731). Fühlt sich eine frisch freigelegte Bodenoberfläche feucht an, enthält aber 
kein freies Wasser, ist der Boden ausreichend abgetrocknet und kann umgelagert werden. 
In Zweifelsfällen ist mit der Baubegleitung Rücksprache zu halten. 
 

6.3 VB 3: Vermeidung von Stoffeinträgen während der Bauphase 

 Um baubedingte Schadstoffeinträge in Boden und Wasserhaushalt zu vermeiden, sind die 
Schutzbestimmungen für Lagerung und Einsatz von wasser- und bodengefährdenden Stof-
fen, z. B. über Öl, Schmier- oder Treibstoffe, zu beachten. Die Lagerung dieser Stoffe ist auf 
befestigte Flächen zu beschränken. 
 

6.4 VB 4: Vermeidung und Minimierung von Bodenverdichtungen während der Bauphase 

 Bereits im Zuge der Baumaßnahmen ist im Sinne eines vorsorgenden Bodenschutzes da-
rauf zu achten, dass die unterhalb der ausgebauten Bodenhorizonte gelegenen Unterbo-
denschichten nicht verdichtet und somit in ihrer Bodenfunktion gemindert bzw. bei irrever-
sibler Verdichtung funktional zerstört werden. 

Nach Abschluss der Baumaßnahme ist auf rekultivierten Flächen Pflanzenwachstum nur auf 
ungestörten Böden uneingeschränkt möglich. Bei den Baumaßnahmen ist strikt auf die Wit-
terungsverhältnisse zu achten. Die Baumaßnahmen sind mit der Baubegleitung abzustim-
men. 
 

6.5 VB 5: Wiederherstellung naturnaher Bodenverhältnisse (Rekultivierung) 

 Auf Flächen, welche nur vorübergehend in Anspruch genommen werden (BE-Fläche), müs-
sen die natürlichen Bodenverhältnisse zeitnah wiederhergestellt werden. Verdichtungen 
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müssen aufgelockert, ggf. abgeschobener Oberboden muss lagegerecht wieder eingebaut 
werden (siehe VB 1). 
 

6.6 Anforderungen an den Bodenaushub 
 

 Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernich-
tung und Vergeudung zu schützen. Die Bodenarbeiten sind gemäß DIN 18300 und DIN 
18915 durchzuführen. Bodenaushub ist im Nahbereich wieder einzubauen. Außerdem wird 
empfohlen, den Boden auf zukünftigen Vegetationsflächen vor Auftrag des Mutterbodens 
(Oberbodens) tiefgründig zu lockern. 
 

7 DIN-Normen und Regelwerke 
 

 Sofern in den Festsetzungen keine anderen Datenquellen genannt sind, können alle DIN-
Normen, Arbeitsblätter etc. beim Magistrat der Stadt Rosbach vor der Höhe, Dieselstraße 
12, 61191 Rosbach vor der Höhe eingesehen werden. 
 

  
F) Artenauswahl  

 
 Artenliste 1 Straßenbäume: Pflanzqualität mind. H., 3 x v., 16-18 

 
 Acer campestre`Elsrijk´ - Feldahorn  Sophora japonica `Regent´  - Schnurbaum 

Acer plantan. `Cleveland´ - Spitzahorn  Tilia cordata `Greenspire´ - Winterlinde 
Carpinus bet. `Frans fontaine´- Hainbuche  Tilia tomentosa `Brabant  - Silberlinde 
Fraxinus ornus - Manna-Esche  Ulmus `Columella´  - Columella-Ulme 
Quercus cerris - Zerreiche  Ulmus `Lobel´  - Lobel-Ulme 
Quercus robur `Fastigiata´ - Säulen-Eiche 
 

 Artenliste 2 Bäume 1. Ordnung: Pflanzqualität mind. H., 3 x v., 18-20 
 

 Acer plantanoides - Spitzahorn  Tilia cordata  - Winterlinde 
Acer pseudoplatanus  - Bergahorn  Tilia platyphyllos  - Sommerlinde 
 

 Artenliste 3 Bäume 2. Ordnung: Pflanzqualität mind. H., 3 x v., 18-20 
 

 Acer campestre - Feldahorn  Sorbus aucuparia  - Eberesche 
Carpinus betulus  - Hainbuche 
 

 Artenliste 4 Bäume 3. Ordnung: Pflanzqualität mind. H., 3 x v., 18-20 
 

 Malus div. spec. - Apfel regionaler Sorten  
Prunus div. spec.  - Kirsche regionaler Sorten 
 

 Artenliste 5 Heimische Sträucher: Pflanzqualität mind. Str., 2 x v. 100-150 
 

 Amelanchier ovalis  - Felsenbirne Lonicera xylosteum  - Heckenkirsche 
Carpinus betulus  - Hainbuche Philadelphus coronarius  - Pfeifenstrauch 
Cornus mas  - Kornelkirsche Rosa glauca  - Hechtrose 
Cornus sanguinea  - Hartriegel Rosa rubiginosa - Weinrose 
Corylus avellana  - Hasel Sambucus nigra  - Schw. Holunder 
Ligustrum vulgare - Liguster Viburnum lantana - Woll. Schneeball 
 

 Artenliste 6 Kletterpflanzen: Pflanzqualität Topfballen 2 x v. 60-100 cm 
 

 Clematis vitalba - Waldrebe  Lonicera caprifolium  - Echtes Geißblatt 
Hedera helix  - Efeu  Partenocissus spec.  - Wilder Wein 
Humulus lupulus  - Wilder Hopfen Vitis vinifera - Wein 
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 Artenliste 7 Gewässerrandstreifen:  
 

 Amelanchier ovalis - Gew. Felsenbirne Prunus spinosa  - Schlehe 
Cornus sanguinea  - Blutroter Hartriegel Rosa canina - Heckenrose 
Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen 

  
 

 


